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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die schulische Betreuung 
der Kinder von Wanderarbeitnehmern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In seiner Entschließung vom 21. Januar 1974 über 
ein soziales Aktionsprogramm hat der Rat Maßnah- 
men zur Verbesserung der Bedingungen für die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer vor allem hinsicht- 
lich der Probleme der Aufnahme im Gastland und 
der Ausbildung der Kinder unter die vordringlich 
durchzuführenden Maßnahmen eingereiht. 

In dieser Entschließung wird die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung der Arbeitnehmer der Ge- 
meinschaft und der Arbeitnehmer aus Drittländern 
sowie ihrer Familienangehörigen hinsichtlich der 
Lebensbedingungen gefordert. 

Die im Rat vereinigten Bildungsminister haben in 
ihrer Entschließung vom 6. Juni 1974 der Schaffung 
besserer Ausbildungs- und Berufsausbildungsmög- 
lichkeiten für Staatsangehörige anderer Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft und dritter Länder sowie 
für ihre Kinder Priorität zuerkannt. 

Es ist notwendig, daß die Kinder von Wander- 
arbeitnehmern eine Ausbildung erhalten, die ihrer 
besonderen Situation angepaßt ist und durch die 
ihr Zugang zu allen Stufen des Bildungswesens und 
der Berufsausbildung gesichert wird. 

Den Kindern von Wanderarbeitnehmern muß För- 
derunterricht in der Sprache des Aufnahmelandes er- 
teilt werden, damit sie sich möglichst schnell in das 
schulische Milieu bzw. das Berufsausbildungssystem 
des Aufnahmelandes eingewöhnen. 

Es ist zweckmäßig, daß die Kinder von Wander- 
arbeitnehmern Unterricht in ihrer Muttersprache und 


in der Kultur des Herkunftslandes erhalten, da- 
mit einerseits die volle Entfaltung der Persönlich- 
keit von Kindern, die in zwei Kulturkreisen leben, 
gewährleistet ist und andererseits die Möglichkeit 
der Wiedereingliederung in das Schulwesen und das 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben des Her- 
kunftslandes offengehalter wird. 

Diese Schulpflicht muß auf alle Kinder von Wan- 
derarbeitnehmern der Gemeinschaft unabhängig von 
ihrem Herkunftsland und der Art der Berufstätig- 
]:eit der für sie unterhaltspflichtigen Personen aus- 
gedehnt werden. Mit diesem System wird zu einer 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
in der Gemeinschaft beigetragen. Im Vertrag sind 
die hierzu erforderlichen Befugnisse nicht vorgese- 
hen. Es muß daher auf die Bestimmungen von Arti- 
kel 235 zurückgegriffen werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten fördern in ihren Hoheitsgebieten 
die schrittweise Anpassung der Kinder von Wan- 
derarbeitnehmern an das Schulsystem und das ge- 
sellschaftliche Leben des Gastlandes und sorgen 
gleichzeitig für die Erhaltung der sprachlichen und 
kulturellen Bande der Kinder zu ihrem Herkunfts- 
I land. 

' Kinder von Wanderarbeitnehmern im Sinne dieser 
i Richtlinie sind unterhaltsberechtigte Kinder von An- 
j gehörigen eines anderen Mitgliedstaates oder eines 
Drittlandes, die im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaa- 
tes, in dem der Betreffende eine abhängige oder 
selbständige berufliche Beschäftigung ausübt, woh- 
nen. 

Artikel 2 

Hierzu ergreifen die Mitgliedstaaten alle erforder- 
lichen Maßnahmen, um in ihren Hoheitsgebieten für 
die Kinder von Wanderarbeitnehmern einen ange- 
I messenen und kostenlosen Aufnahmeunterricht an- 
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zubieten, der hauptsächlich in einem Förderunter- 
richt in der Sprache oder einer der Amtssprachen des 
Aufnahmelandes besteht. Dieser Unterricht wird den 
im Sinne der Gesetzgebung des Aufnahmelandes 
voll- oder teilzeitlich schulpflichtigen Kindern von 
Wanderarbeitnehmern erteilt. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten ergreifen ferner alle Maßnah- 
men, damit in den Lehrplan der Schulen der kosten- 
lose Unterricht in der Muttersprache und in der 
Kultur dos Herkunftslandes der Kinder von Wander- 
arbeitnehmern Äufgenommen wird, durch den die in 
Artikel 1 genannten Ziele verwirklicht werden kön- 
nen. Unabhängig von den Mitgliedstaaten ange- 
wandten besonderen Methoden und Verfahren, die 
der Lage dieser Kinder besser angepaßt sind, muß 
der Unterricht gemäß den Unterrichtsnormen des 
Aufnahmelandes erteilt werden, vor allem was die 
Schülermindest- und höchstzahl pro Klasse betrifft. 
Dieser Unterricht ist während der ganzen Dauer der 
allgemeinen vollzeitlichen Schulpflicht im Sinne der 
Gesetzgebung des Aufnahmelandes zu erteilen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaatcn ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Ausbildung sowohl der Lehr- 
kräfte, die den Förderunterricht in der Sprache des 


Aufnahmelandes erteilen, wie auch derjenigen Leh- 
rer zu gewährleisten, die den Unterricht in der 
Muttersprache und der Kultur des Herkunftslandes 
dos Kindes erteilen sollen. Für den Unterricht in 
der Muttersprache und der Kultur des Herkunfts- 
landes werden, soweit sich dies als notwendig er- 
weist, ausländische Lehrkräfte herangezogen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten erlassen innerhalb von drei 
Jahren die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
bestimmungen, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unmittelbar in 
Kenntnis. 

Die Mitgliedstaalen unterrichten die Kommission 
darüber hinaus über alle Rechts- und Verwaltungs- 
oder sonstigen Vorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen. 

Artikel 6 

Binnen vier Jahren nach Bekanntgabe dieser Richt- 
linie übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommis- 
sion alle erforderlichen Angaben, damit diese dem 
Rat über die Anwendung der Richtlinie Bericht er- 
statten kann. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Aufzeichnung über die schulische Betreuung der Wanderarbeitnehmerkinder 

1. In den sieben Aufnahmeländern der Gemein- Wanderarbeilnehmerkinder (für die Schuljahre 1972/ 
Schaft beträgt die Zahl der eine Schule besuchenden 1973 bis 1974/1975, je nach Fall): 


(X 1000) 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Vereinigtes 

Königreich 

Belgien 

Nieder- 

lande 

Luxemburg Dänemark 

Insgesamt 

Vorschulstufe 

2,7 

183,3 


32,6 


2,2 

220,8 

Stufe I 

149,1 

369,8 

(45) ') 

95,8 

1U4 

7,7 1,5 

(680,3) 

Stufe II 

111,5 

156,0 

(45) •■=) 

68,8 

(4,3) 

2,9 1,5 

(390,-) 

1291,1 


Die Zahl der 1973 beschäftigten Wanderarbeitneh- 6 244 000 und für die sieben Aufnahmeländer jeweils 
rner belief sich für die Gemeinschaft insgesamt auf auf: 


(X 1000) 2345,1 1770,0 1665,0 

2. Unter den Schwierigkeiten, mit denen sich die 
Wanderarbeitnehmerkinder auscinanderzusetzen ha- 
ben, ist die Sprache des Aufnahmelandes das am 
schwierigsten zu überwindende Flindernis. 

h Bei den Zahlen in Klammern handelt es sich um 
Schätzungen. 

•) Diese Zahlen erfassen weder „Commonwealth citizens" 
noch Staatsangehörige der Republik Irland. 


220,0 122,1 40,0 35,5 

Wegen ihres sprachlichen Handikaps können sehr 
viele Kinder keinen normalen Lernerfolg aus dem 
Schulbesuch erwarten. Für diejenigen, die in ihrem 
Ileimalland bereits die Schule besucht haben, ist es 
sehr schwierig, sich in Klassen ihrer Schulstufe und 
ihres Alters einzugliedern. 

Die sprachliche Anpassung und die fehlende Über- 
einstimmung zwischen den Schulprogrammen lassen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 19. September 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Wa 34/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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sie ein oder mehrere Jahre verlieren. Die Folge 
davon ist, daß die Wanderarbeitnehmerkinder prak- 
tisch von der höheren Stufe der Sekundarschulaus- 
bildung ausgeschaltet sind und daß ihnen sogar die 
Lehre und der Berufssdiulunterricht kaum zugäng- 
lich sind. 

Der psychologische Schock, den die Kinder bei ihrer 
Übernahme in ein unbekanntes, gleichgültiges oder 
feindseliges Milieu erleiden, das häufig das erwor- 
bene Wissen der kleinen Ausländer nicht aufzuwer- 
ten vermag, darf nicht unterschätzt werden. 

Das Fernbleiben von der Schule oder die Weigerung, 
zur Schule zu gehen, sind „Plagen", die je nach den 
Gebieten oder Aufnahmeländern und auch je nach 
Herkunft der Wanderarbeitnehmer in unterschied- 
lichem Umfang grassieren. 

Die Eltern der Gastarbeiterkinder entstammen im 
allgemeinen einem verhältnismäßig niedrigen sozio- 
kulturellen Milieu und kennen die Sprache und das 
Schulsystem des Aufnahmelandes sehr schlecht. Es 
ist deshalb für sie schwierig, ihre Kinder zu lenken 
und ihnen zu helfen. Daraus ergibt sich ein schlech- 
tes erzieherisches Klima, dessen negative Auswir- 
kungen durch für das Lernen wenig günstige Wohn- 
verhältnisse noch verstärkt werden. 

Eine 1974 vom Saarbrücker Institut für Sozialfor- 
schung und Sozialwissenschaft durchgeführte Erhe- 
bung läßt erkennen, daß sich die italienischen Kin- 
der im Gebiet von Saarbrücken, die die Schule ver- 
lassen haben, wie folgt verteilen: 

15.7 V. H. haben die Schule vor dem 7. Schuljahr 
(Grund- und Hauptschule) verlassen, 

12.7 V. H. am Ende des 7. Jahres, 

19.7 V. H. am Ende des 8. Jahres, 

46.1 V. H. am Ende des 9. Jahres (Abschluß der 
Hauptschule), 

0,6 V. H. hatten die Realschule besucht, 

2.1 V. H. hatten ein Gymnasium besucht (alle aus 
Familien, die sich in das Aufnahmemilieu eingeglie- 
dert haben), 

1.5 V. H. hatten Spezialschulen besucht, 

1.6 V. H. hatten andere Formen des Schulwesens in 
Anspruch genommen, 

47 V. H. der Kinder haben also nicht die normale 
Stufe des Abschlusses der Pflichtschulzeit erreicht. 
Hierzu sei gesagt, daß sich 25 v. H. der deutschen 
Kinder in der gleichen Lage befinden. 

3. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat in seiner Entschließung vom 21. Januar 
1974^) über ein sozialpolitisches Aktionsprogramm 
für den Zeitraum 1974 bis 1976 der Durchführung 
eines Aktionsprogramms zugunsten der Wander- 
arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen, das 
unter anderem die Bildungs- und Unterrichtsproble- 
me der Kinder von Wanderarbeitnehmern betrifft, 
einen Platz unter den vorrangigen Maßnahmen ein- 
geräumt. 

s) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 13/1 
vom 12. Februar 1974 


Ferner haben die im Rat am 6. Juni 1974 zusammen- 
getretenen Bildungsminister ^) unter den vorrangi- 
gen Maßnahmen für eine Zusammenarbeit im Bil- 
dungsbereich bessere Möglichkeiten der Bildung und 
beruflichen Ausbildung der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und von Nichtmit- 
gliedsländern sowie ihrer Kinder berücksichtigt. 

Die Kommission hat in ihrem am 18. Dezember 1974 
gebilligten Aktionsprogramm zugunsten der Wan- 
derarbeitnehmer und ihrer Familien^) eine Reihe 
von Maßnahmen im Bildungsbereich vorgesdilagen, 
von denen zwei von entscheidender Bedeutung sind: 

a) besondere pädagogische Bestimmungen, die un- 
erläßlich sind, um den Wanderarbeitnehmerkin- 
dern bei der Eingliederung in das schulische und 
gesellschaftliche Milieu des Aufnahmelandes zu 
helfen; 

b) einen Platz im normalen Schulprogramm für die 
Sprache und Kultur des Herkunftslandes des 
Gastarbeiterkindes. 

Die beiliegende Richtlinie zielt darauf ab, die Mit- 
gliedstaaten zu veranlassen, solche Maßnahmen zu 
treffen, durch die den Kindern von Wanderarbeit- 
nehmern gleiche Chancen wie den einheimischen 
Kindern geboten werden. 

4. Die erste von der Kommission vorgeschlagene 
Maßnahme ist daher die allgemeine Einführung 
eines Aufnahmesystems für die Kinder von Wander- 
arbeitnehmern. 

Ziel der Aufnahmeklasse ist es, das Wanderarbeit- 
nehmerkind in der Sprache des Gastlandes zu unter- 
weisen, um ihm bei der Eingliederung in das Auf- 
nahemilieu zu helfen und es zu befähigen, so rasch 
wie möglich dem für die einheimischen Kinder sei- 
nes Alters vermittelten Unterricht zu folgen. 

In Dänemark und in der Bundesrepublik Deutschland 
sind die Aufnahmeklassen allgemein verbreitet. In 
Frankreich, in den Niederlanden und in Luxemburg 
werden sie zur Zeit eingeführt. Schlüssige Experi- 
mente wurden in Belgien durchgeführt, und im Ver- 
einigten Königreich werden zur Zeit Versuche zu- 
gunsten der Zuwanderer aus dem Commonwealth 
unternommen, die die englische Sprache nicht oder 
unzureichend kennen. 

5. Die zweite von der Kommission vorgeschlagene 
Maßnahme betrifft die Unterweisung in der Mutter- 
sprache und in der Kultur des Heimatlandes. 

Seit mehreren Jahren haben Forscher und Pädago- 
gen zahlreicher Länder hervorgehoben, daß es für 
die Wanderarbeitnehmerkinder von größter Bedeu- 
tung ist, den praktischen Gebrauch ihrer Mutter- 
sprache zu pflegen und den Kontakt zur Kultur ihres 
Heimatlandes zu wahren. 

Es wird heute anerkannt, daß die Muttersprache 
und die kulturellen Traditionen des Heimatlandes 
eine entscheidende Rolle im Erziehungsprozeß spie- 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 98/2 
vom 20. August 1974 

5) KOM(74) 2250 
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len: Konzeptualisierung, Erlernen einer anderen 
Sprache, Persönlichkeitsbildung, familiäre Beziehun- 
gen. Der Muttersprache und der Kultur des Heimat- 
landes kommt daher mit vollem Recht ein Platz in 
der Erziehung der Wanderarbeitnehmerkinder zu. 
Die Kenntnis ihrer Muttersprache ist selbstverständ- 
lich unerläßlich für die Kinder, die sich wieder in 
das Schulsystem ihres Heimatlandes einzugliedern 
haben, oder für die Jugendlichen, die nach erhal- 
tener Ausbildung im Ausland in ihrem Herkunfts- 
land einen Arbeitsplatz suchen. 

In der Vergangenheit wurde diese Art von Unter- 
richt völlig außerhalb der Schulzeit erteilt. Es be- 
durfte einer sehr starken Motivierung sowohl des 
Kindes als auch seiner Eltern, um wirklich brauchba- 
re Ergebnisse zu erzielen. Es hat sich ganz eindeutig 
gezeigt, daß ein ausschließlich außerhalb der Schule 
liegendes System die Ursache für die schulische 
Überlastung war. Ein zu geringer Prozentsatz an 
Kindern meldet sich hierfür tatsächlich, und ihre Lei- 
stungen in den Kursen sind sehr unregelmäßig, so 
daß also die Ergebnisse eindeutig unzureichend sind. 
Pädagogen, Psychologen und Sprachler verlangen 
heute, daß die Unterweisung in der Muttersprache 
und in der Kultur des Heimatlandes im Rahmen des 
normalen Schulprogramms erfolgt. Solange die vor- 
zeitige Unterweisung in einer Fremdsprache in den 
Grundschulen nicht allgemein eingeführt wird, wird 
es schwierig sein, vier bis fünf Stunden im Stunden- 
plan zu finden, ohne andere Unterrichtsfächer zu 
benachteiligen. Im Oberschulunterricht kann die 
Muttersprache des Wanderarbeitnehmerkindes als 
Pflichtfremdsprache anerkannt werden, ohne daß die 
Schulprogramme und Stundenpläne gestört werden. 
In der Bundesrepublik Deutschland und in Däne- 
mark wird die Muttersprache der Wanderarbeit- 
nehmerkinder auf der Grundschul- und der Ober- 
schulstufe gelehrt. Die Niederlande planen die Ein- 
führung eines ähnlichen Systems. In Frankreich 
wird grundsätzlich anerkannt, daß die Unterweisung 
in der Muttersprache notwendig ist. 

6. Die Aufnahmeklassen erfordern Lehrkräfte, die 
darauf vorbereitet sind, die Gastarbeiterkinder zu 
übernehmen. In den meisten Fällen muß die Unter- 
weisung in der Muttersprache und in der Kultur 
des Herkunftslandes ausländischen Lehrkräften an- 
vertraut werden. Gegenwärtig verfügen die Mit- 
gliedstaaten nicht über eine ausreichende Zahl qua- 
lifizierter Lehrer, um die zahlreichen von den Wan- 


derarbeitnehmern gesprociienen Sprachen in ihren 
Unterrichtsplan aufzunehmen. Es ist außerdem 
außerordentlich wichtig, daß Lehrkräfte mit der glei- 
chen Sprache und der gleichen Kultur wie die Wan- 
derarbeitnehmer Kontakte zwischen der Schule und 
den Familien herstellen und pflegen. 

7. Entsprechend dem Beschluß des Rates der Mini- 
ster für soziale Angelegenheiten vom 27. Juni 1974 
kann sich der Europäische Sozialfonds an zusätz- 
lichen Ausgaben beteiligen, die durch an die Kinder 
von ausländischen Arbeitnehmern angepaßte Bil- 
I dungskurse entstehen. Der Sozialfonds kann sich 
j auch an Maßnahmen beteiligen, die die Ausbildung 
i und Fortbildung von Sozialbetreuern und mit der 
! Erziehung von Wanderarbeitnehmerkindern beauf- 
i tragten Lehrkräften erleichtern sollen. Hierbei über- 
nimmt der Sozialfonds die Hälfte der Kosten für die 
von öffentlichen oder privaten Stellen durchgeführ- 
ten Maßnahmen im Rahmen der in den geltenden 
I Verordnungen festgelegten Bedingungen und Gren- 
I zen. 

j 8. Außerdem wird die Kommisison Studien und 
I Forschungsarbeiten fördern, die Aufschluß über die 
Probleme im Zusammenhang mit der Erziehung von 
{ Wanderarbeitnehmerkindern geben. Sie wird soweit 
I möglich, die im Bereich der Erziehung der Gastarbei- 
I terkinder und im Bereich der Ausbildung von Fach- 
I lehrkräften durchgeführten Modellvorhaben unter- 
i stützen. 

I Die Kommission wird regelmäßig Begegnungen zwi- 
: sehen Ausbildern und Sachverständigen organisie- 
i ren, um ihnen die Möglichkeit zu einem Gedanken- 
1 austausch und einer aktiven Zusammenarbeit bei der 
1 Ausarbeitung von Methoden und der Anwendung 
von Lehr- und Lernmaterial für die Kinder von 
Wanderarbeitnehmern zu geben. Das Statistische 
! Amt der Gemeinschaften arbeitet zur Zeit an Schul- 
I Statistiken über die Zahl der ausländischen Schüler 
' nach ihrer Staatsangehörigkeit und der Bildungs- 
i stufe. 

I 9. Die Überlegungen zugunsten der in Aussicht ge- 
I nommenen Maßnahmen gelten für alle Wanderar- 
I beitnehmerkinder, ungeachtet ihres Herkunftslandes, 
i Der Richtlinienentwurf erstreckt sich daher auf die 
Kinder aller ausländischen Staatsangehörigen mit 
Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates, in 
dem ihre Eltern oder ihr Vormund eine berufliche 
Tätigkeit oder eine Beschäftigung ausüben. 
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Begründung 

1. In seiner Entschließung vom 21. Januar 1974 ^) 
über ein soziales Aktionsprogramm hat der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften die Kommission auf- 
gefordert, ein Aktionsprogramm zugunsten der Wan- 
derarbeitnehmer zu erstellen. Anhand dieses Pro- 
gramms sollen vor allem die Bedingungen für die 
Freizügigkeit der Wanderarbeitnehmer der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft verbessert, die sozialen 
Infrastrukturen in den Mitgliedstaaten, die für die 
Lösung der Probleme im Zusammenhang mit der 
Bildung und Ausbildung der Kinder von Wander- 
arbeitnehmern unerläßlich sind, ausgebaut und die 
Gleichbehandlung der Arbeitnehmer der Gemein- 
schaft und der Arbeitnehmer aus Drittländern sowie 
ihrer Familienangehörigen hinsichtlich der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen verwirklicht werden. 
Außerdem gehört es zu den Aufgaben der Gemein- 
schaft, die Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit von Angehörigen eines Mitgliedstaates im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates abzu- 
bauen. 

2. Die Kommission hat dem Rat am 19. Dezember 
1974 ein Aktionsprogramm zugunsten der Wander- 
arbeitnehmer und ihrer Familien vorgelegt (KOM 
[74] 2250), das eine Reihe von Maßnahmen für die 
Ausbildung der Gastarbeiterkinder vorsieht, darun- 
ter: eine Erhöhung der Zahl der Aufnahmeklassen 
und Kurzlehrgänge in den Mitgliedstaaten, um den 
Kindern von Wanderarbeitnehmern zu helfen, sich 
an die neue Sprache und die neuen Lehrmethoden 
zu gewöhnen; die Einbeziehung von Stunden in den 
normalen Stundenplan, die den Kindern die Beibe- 
haltung der Kultur ihres Herkunftslandes und ihrer 
Muttersprache ermöglichen; die Einstellung von 
Lehrern aus den Herkunftsländern sowie die ange- 
messene Ausbildung der Lehrkräfte, die mit der Er- 
ziehung der Kinder von Wanderarbeitnehmern be- 
traut sind. 

3. Die im Rat vereinigten Bildungsminister der Mit- 
gliedstaaten haben am 6. Juni 1974 -) die Meinung 
vertreten, daß Maßnahmen zugunsten der Ausbil- 
dung von Kindern von Angehörigen anderer Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft besonderer Vorrang 
einzuräurneii ist. 

4. Die Erziehung der Kinder von Wanderarbeit- 
nehmern bringt auf allen Ausbildungsstufen zahl- 
reiche pädagische, psychologische, sprachliche und 
administrative Probleme mit sich. Artikel 12 der Ver- 
ordnung Nr. 1612/68 •') sieht unter anderem vor, daß 
die Mitgliedstaaten Bemühungen förrJern, durch die 
den Kindern von Wanderarbeitnehmern ermöglicht 
werden soll, unter den besten Voraussetzungen am 
allgemeinen Unterricht sowie an der Lehrlings- und 
Berufsausbildung teilzunehmen. Bisher wurden je- 
doch noch nicht alle gewünschten Ergebnisse er- 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 13/1 
vom 12. Februar 1974 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 98/2 
vom 20. August 1974 

"d Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968 


reicht. Das Fehlen schulischer Strukturen, die den 
Unterricht für Kinder von Angehörigen anderer Mit- 
gliedstaaten mit Wohnsitz in einem anderen Mit- 
gliedstaat gewährleisten, behindert wesentlich die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer und die Niederlas- 
sungsfreiheit der Selbständigen. 

5. Aus diesen Gründen scheint es notwendig und 
vordringlich, in der Gemeinschaft durch praktische 
Maßnahmen sicherzustellen, daß Gastarbeiterkinder 
aus den Mitgliedstaaten und aus Drittländern eine 
Ausbildung erhalten, die ihrer Lage angepaßt ist 
und durch die eine reale Chancengleichheit mit den 
Kindern des Gastlandes erreicht wird. 

6. In Artikel 1 der vorliegenden Richtlinie werden 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, besondere Maß- 
nahmen im pädagogischen Bereich zu treffen, um 
die Kinder von Wanderarbeitnehmern in das Schul- 
system des jeweiligen Aufnahmelandes einzuglie- 
dern und gleichzeitig die kulturelle Identität dieser 
Kinder zu bewahren. Diese Maßnahmen sind vom 
Aufnahmeland zugunsten von Kindern zu ergreifen, 
die in dem Land wohnen, in dem ihre Eltern oder 
ihr Vormund beschäftigt sind. 

Sowohl die im Rat vereinigten Minister für soziale 
Angelegenheiten wie auch die Bildungsminister ha- 
ben anerkannt, daß die Maßnahmen der Gemein- 
schaft zur Verbesserung der Lebensbedingungen im 
Bereich der Ausbildung und Berufsausbildung Ange- 
hörigen von Niclitmitgliedstaaten in gleicher Weise 
wie Aiiyeliöiiyen der MilyliedsLaaLen zugute kom- 
men müssen. Die in diesem Sinne geplanten und 
vorgeschlagenen Maßnahmen werden einen wirk- 
samen Beitrag zur Erreichung der sozialen Ziele der 
Gemeinschaft leisten. 

7. Als erste Maßnahme wird in Artikel 2 vorge- 
schlagen, ein pädagogisches Aufnahmesyslem zu 
schaffen. Die Kinder von Wanderarbeitnehmern, die 
die Sprache des Aufnahmelandes nicht oder kaum 
beherrschen, müssen an sprachlichen Förderkursen 
teilnehmen können, die ihnen helfen, sich möglichst 
schnell in ihr neues schulisches und gesellschaftliches 
Milieu einzugliedern. Es ist von grundsätzlicher 
Bedeutung, daß dieses Aufnahmesystem für alle 
Kinder von Wanderarbeitnehmern, die der allge- 
meinen Schulpflicht im Sinne der Gesetzgebung der 
Aufnahmeländer unterliegen, von ihrer Ankunft an 
funktioniert. In Mitgliedstaaten, in denen gesetzlich 
eine teilweise Schulpflicht (Teilzeitunterricht) für 
Jugendliche von 15 bis 18 Jahren, die nicht mehr 
am Vollzeitunterricht teilnehmen, vorgesehen ist, 
muß ein Aufnahmesystem für ausländische Jugend- 
liche geschaffen werden, die ohne eine angemessene 
sprachliche Ausbildung nicht von den bestehenden 
Bildungs- und Berufsausbildungsstrukturen Ge- 
brauch machen könnten. 

Der Unterricht im Aufnahmeland wird allgemein in 
besonderen Aufnahmeklassen mit kleiner Teilneh- 
merzahl erfolgen. Andere Aufnahmesysteme sind 
möglich, wenn nur wenige Schüler zu betreuen sind 
oder wenn die Schüler bereits eine ausreichende 
Kenntnis der Sprache des Aufnahmelandes besitzen. 
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Es ist Aufgabe der Mitgliedstaaten, die Aufnahme- 
systeme, die sie verwirklichen wollen, auszuarbei- 
ten und die Schülerhöchst- und Mindestzahl je Auf- 
nahmeklasse festzusetzen. Der Unterricht muß die 
pädagogischen Erfordernisse, die sich hauptsächlich 
aus dem Alter der Kinder, aus dem Verwandtheits- 
grad zwischen Muttersprache und Sprache des Her- 
kunftslandes sowie aus der eventuellen sprachlichen 
Heterogenität in der Aufnahmeklasse ergeben, be- 
rücksichtigen. 

8. Die geistige und seelische Entwicklung von Kin- 
dern, die in der Familie in einem anderen kulturellen 
Milieu als in der Schule leben, kann nicht ausschließ- 
lich in einem dieser beiden Bezugsrahmen vor sich 
gehen, da sonst ihr schulischer Erfolg in Frage ge- 
stellt und das Leben in der Familie von Spannungen 
geprägt wäre. Es ist daher notwendig, bei der Aus- 
bildung der Kinder von Wanderarbeitnehmern in 
Unterricht der Sprache und der Kultur des Herkunfts- 
landes Raum zu geben (Artikel 3). Dies wurde auch 
in einer Entschließung der 9. Tagung der Ständigen 
Konferenz der europäischen Bildungsminister (Stock- 
holm, 9. bis 12. Juni 1975) betont. Im übrigen ist 
die Kenntnis der Muttersprache für Gastarbeiter- 
kinder unerläßlich, die sich nach der Rückkehr in ihr 
Herkunftsland in dessen Bildungssystem oder wirt- 
schaftliches und gesellschaftliches Leben werden ein- 
gliedern müssen. 

Der Unterricht in der Sprache und Kultur des Her- 
kunftslandes außerhalb der normalen Schulstunden 
führt zur Überforderung der Kinder. Die Richtlinie 
fordert daher die Mitgliedstaaten auf, den Unter- 
richt in der Sprache und Kultur des Herkunftslandes 
während der ganzen Dauer der allgemeinen voll- 
zeitlichen Schulpflicht in den normalen Lehrplan 
aufzunehmen. Es wäre wünschenswert, daß die Schü- 
ler auf der Sekundarstufe 2 (15 bis 18 Jahre) ihre 
Muttersprache als erste oder zweite Fremdsprache 
erlernen können. Es scheint kaum durchführbar, daß 
alle Schulen diese Wahlmöglichkeit nach der allge- 
meinen Schulpflicht anbieten können. Dies hat prak- 
tische Gründe: Schwierigkeiten, auf dieser Stufe 
für alle Sprachen qualifizierte Lehrkräfte zu finden-, 
wenig Schüler; Notwendigkeit, eine weitverbreitete 
Fremdsprache während der Berufsausbildung zu leh- 
ren. 

Die Kommission erkennt an, daß die geplante bikul- 
turelle Ausbildung je nach den von den Mitglied- 
staaten gewählten Zielen und Methoden verlieren 
kann. Sie vertritt jedoch die Auffassung, daß diese 
bikulturelle Ausbildung den Kindern die Möglichkeit 
bieten muß, ihre Muttersprache zu erlernen und 
Unterricht über die historischen, geographischen. 


sozialen, kunsthistorischen und literarischen Gege- 
benheiten ihres Herkunftslandes zu erhalten. 

Die Mitgliedstaaten wenden die besonderen Metho- 
den und Verfahren an, die der Situation der Gast- 
arbeiterkinder am besten angepaßt sind, wie z. B. 
den Einsatz „mobiler" Lehrer. Im übrigen halten sie 
sich an die im schulischen Bereich geltenden Bestim- 
mungen, vor allem was die Mindest- und Höchst- 
zahl der Schüler pro Klasse betrifft. Die Entscheidung 
darüber, ob ein ausländisches Kind Unterricht in der 
Sprache und Kultur seines Herkunftslandes erhalten 
soll, ist allein Sache der Eltern oder des Vormundes. 

9. Bei allen Lehrkräften (Artikel 4), die Gastarbei- 
terkinder betreuen, muß ein Verständnis für die 
spezifischen Probleme ihrer Schüler geweckt werden. 
Lehrer, die in den Aufnahmeklassen unterrichten 
sollen, müssen mit der konkreten Anwendung der 
Methoden des intensiven Sprachunterrichts vertraut 
gemacht werden und eingehende Informationen über 
die Psychologie und Kultur der ihnen anvertrauten 
Kinder erhalten. Kein Mitgliedstaat verfügt derzeit 
über eine ausreichende Zahl von Lehrkräften, die 
in der Lage wären, die Sprache und Kultur der Her- 
kunftsländer aller Wanderarbeitnehmer zu unter- 

I richten. Es muß daher eventuell auf ausländische 
Lehrkräfte zurückgegriffen werden, die ihrerseits mit 
I der Sprache, dem Bildungssystem und den pädago- 
I gischen Methoden des Aufnahmelandes vertraut 
I gemacht werden müssen. 

I Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, aus- 
ländische Lehrkräfte immer dann einzustellen, wenn 
I der Einsatz einheimischer Lehrer für den Unterricht 
' nach Artikel 3 nicht möglich ist. Das Aufnahmeland 
ist natürlich für das Erziehungswesen in seinem 
I Lande allein zuständig. Die ausländischen Lehrkräf- 
I te werden daher den zuständigen Behörden des je- 
! weiligen Aufnahmelandes unterstellt. Bei der Ein- 
j Stellung ausländischer Lehrkräfte sind verschiedene 
I Formen möglich: zeitlich begrenzte oder unbegrenzte 
I Abordnung, Einstellung im Angestelltenverhältnis, 
j gleiches Dienstverhältnis wie einheimische Lehrer. 

■ Es ist Aufgabe des Aufnahmelandes, mit Hilfe der 
zuständigen Stellen des Herkunftslandes notfalls 
eine gerechte Lösung für die Probleme im Zusam- 
menhang mit der arbeitsrechtlichen Stellung, der 
gegenseitigen Anerkennung von Befähigungsnach- 
weisen, den Arbeitsbedingungen, der Laufbahn so- 
wie den sozialen Ansprüchen zu finden. 

10. Artikel 5 bis 7 enthalten die in Richtlinien all- 
i gemein üblichen Schlußklauseln. Eine Frist von drei 

Jahren scheint angebracht, damit die Mitgliedstaaten 
die notwendigen Maßnahmen zur Durchführung die- 
ser Richtlinie ergreifen können. 
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